
 

    

Sitzung des Gemeinderates 
Bekanntmachung 

 
der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse. 

 
 

Sitzung vom 10. Dezember 2024 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 12.11.2024 
Sachverhalt: 
Gemäß § 25 Abs. 1 GeschO ist die Niederschrift der vorangegangenen öffentlichen Sitzung 
zu genehmigen. 
 
Beschluss: 
Die Niederschrift Nr. 2024-17 vom 12.11.2024 wird gemäß § 25 Abs. 1 GeschO mit der 
Ergänzung genehmigt. 
Abstimmungsergebnis: 11 : 0 
 
 
2. Informationen des Bürgermeisters 
Diskussionsverlauf: 
Bahnübergang Kehrer Straße:  
Der Bahnübergang soll in den nächsten Tagen von der Fa. Strommer angeglichen werden, 
da er derzeit viel zu steil ist.  
 
Spiegel an Staatsstraße Richtung Murnau bei Unterführung:  
Von Anliegern wurde der Wunsch vorgebracht, dort wegen der fehlenden Übersicht einen 
Spiegel zu installieren. Das Straßenbauamt hat den Wunsch abgelehnt. 

 
Leichenkühlung:  
Von Mai bis Oktober müssen aufgrund einer gesetzlichen Regelung die Verstorbenen 
gekühlt werden. Die Gemeinde Murnau, die das bisher für die Gemeinden Bad Kohlgrub, 
Saulgrub und Bad Bayersoien über die Fa. Denk mit übernommen hat, kann dies künftig 
nicht mehr leisten. Deshalb wurde nach einer Alternative gesucht. Die Aussegnungshallen 
der Gemeinden Bad Bayersoien und Saulgrub sind hierfür nicht geeignet. Unsere 
Aussegnungshalle kann mit etwas Aufwand hierfür ertüchtigt werden. Die Kosten belaufen 
sich nach Berechnung auf knapp 12.000,-- Euro. Die drei Gemeinden beteiligen sich an den 
tatsächlichen Kosten mit jeweils einem 1/3. Die Sargkühlung wird von der Fa. Denk auf 
eigene Kosten zur Verfügung gestellt. 

 
Altes, Historisches Holzfenster gesucht:  
Für eine Ausstellung im Schaufenster bei Mode Kraus zur Bewerbung unseres 
Fassadenprogrammes wird ein schönes, historisches Fenster benötigt. Wer eines hat, bitte 
bei Geschäftsleiter Hollrieder bzw. Bürgermeister Degele melden. 
 
 
3. Lärmaktionsplanung gemäß §47d Bundes-Immissionsschutzgesetz; Billigung des 
Berichtsentwurfes 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde Bad Kohlgrub bemüht sich seit längerer Zeit um eine innerörtliche 
Temporeduzierung an der St 2062. Nachdem alle bisherigen Versuche gescheitert sind, 

Gemeinde Bad Kohlgrub 
Deutschlands höchstgelegenes Moorheilbad 900 m ü. d. M. 

 



 

wurde in der Sitzung am 20.02.2024 die Erstellung eines Lärmaktionsplanes beauftragt, um 
damit die gemeindlichen Ziele bei der unteren Straßenverkehrsbehörde bzw. dem 
Staatlichen Bauamt durchzusetzen. 
 

Herr Grüner von der beauftragten Firma Accon hat dem Gemeinderat in der Sitzung am 
13.08.2024 das Ergebnis seiner Erhebungen vorgestellt. Der Lärmaktionsplan bildet die 
Grundlage für die Lärmkarte gem. § 47c BImSchG. Das Verfahren ähnelt dem Vorgehen bei 
der Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
 

Mit Bekanntmachung vom 23.08.2024 wurde die Öffentlichkeit und die Träger öffentlicher 
Belange und Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im förmlichen Verfahren beteiligt. Eine 
Frist für die Stellungnahmen wurde bis zum 11.10.2024 gewährt. 
 
Folgende Fachstellen haben keine Einwände vorgebracht: 
Landratsamt Garmisch – Abteilung Immissionsschutz, Bayerisches Landesamt für 
Denkmalpflege, Bayerischer Bauernverband, Bayernwerke AG, Energie Südbayern GmbH, 
Kreisbrandmeister Gschwendtner, Planungsverband Region Oberland, Regierung von 
Oberbayern, Markt Murnau, Gemeinde Schwaigen, Gemeinde Uffing, Gemeinde Bad 
Bayersoien, Gemeinde Saulgrub, Gemeinde Unterammergau. 
 
Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 19.09.2024: 
Gem. Art. 6 Abs. 2 Nr. 8 Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) sollen der Schutz 
der Allgemeinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sichergestellt werden. Gem. 
Regionalplan Oberland (RP 17) B XII 3.1 Z sollen die Bevölkerung und die 
Erholungssuchenden in der Region Oberland vor schädlichen Lärmeinwirkungen geschützt 
werden. Gem. RP 17 B XII 3.2 Z soll der Schutz vor Verkehrslärm, insbesondere in den 
Fremdenverkehrsgebieten der Region, im Rahmen der Verkehrs- und Bauleitplanung 
beachtet werden. Notwendige Lärmschutzvorkehrungen sollen vom Verursacher bzw. vom 
Straßenbaulastträger in ausreichendem Maß vorgesehen werden.  
Die Aufstellung eines Lärmaktionsplans und die damit verbundenen Maßnahmen zur 
Lärmreduzierung entsprechen den o.g. Erfordernissen der Raumordnung. 
Beschluss: 
Die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern wird zur Kenntnis genommen. 
Abstimmung: 13:0 
GRM Kleiner ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Polizeiinspektion Murnau, Schreiben vom 28.08.2024: 
Die Bewertung erstreckt sich ausschließlich auf die verkehrsrelevanten und zu zeitnah 
realisierbaren Aspekte. D. h. Gesundheits- und Umweltschutz, Ausweisung von ruhigen 
Bereichen, Anerkennung von angewandten Messverfahren oder physikalisch-technischen 
Eigenschaften von Baustoffen, bleiben bei der polizeilichen Bewertung außen vor.  
 

Die Maßnahme M1 (Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h im 
Ortsbereich der St 2062) wird ausdrücklich begrüßt. Einhergehend mit der Lärmreduzierung 
ist auch eine Erhöhung der Verkehrssicherheit und eine Minimierung des Unfallaufkommens 
zu erwarten. Der Gewährleistung von Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs wird dadurch 
erfahrungsgemäß eher Rechnung getragen; eine Staubildung bei gleichbleibender 
Verkehrslast ist nicht zu befürchten.   
 

Hinsichtlich der Maßnahme M2 (Einbau sog. „Flüsterasphalts) sind keine 
Negativeigenschaften des leicht modifizierten Asphalts bekannt. Bei 
Hochgeschwindigkeitsfahrten würden sich bei Herabsenkung des Rollwiderstandes die 
Bremswege min. erhöhen. Bei Tempo 30 ist allerdings keine messbare Negativeigenschaft 
bekannt.  
Beschluss: 
Die Stellungnahme der Polizeiinspektion Murnau wird zur Kenntnis genommen. 
Abstimmung: 13:0 
GRM Kleiner ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Landratsamt Ga.-Pa. – Straßenverkehrsbehörde, Schreiben vom 11.10.2024: 
Für die im Rahmen des vorliegenden Lärmaktionsplanes vorgeschlagene Maßnahme einer 
Geschwindigkeitsreduzierung auf der gesamten Hauptverkehrsstraße (St 2062) ist das 



 

Landratsamt Garmisch-Partenkirchen als untere Straßenverkehrsbehörde 
(Anordnungsbehörde) zuständig. 
 

Die Voraussetzungen für eine verkehrsrechtliche Anordnung ergeben sich aus der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) i.V.m. der Richtlinie für straßenverkehrsrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm (Lärmschutz-Richtlinien-StV / 16. 
BImSchV). Gemäß der Lärmschutz-Richtlinien-StV ist die Berechnung nach der RLS 90 
derzeit noch anzuwenden und dient somit als Grundlage für die Entscheidung über eine 
verkehrsrechtliche Anordnung. Wie bereits im Lärmaktionsplan (Entwurf) unter 7.1.4 
angemerkt, ist als Orientierungshilfe für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen die 
Richtwerte der Lärmschutz-Richtlinien-StV anzuwenden. Die im Lärmaktionsplan (Entwurf) 
festgestellten Beurteilungspegel nach der RLS 90 i. V.m. den in der Lärmschutz-Richtlinien-
StV anzuwenden Richtwerte, ergeben, dass diese Richtwerte nur in einzelnen Bereichen 
(annähernd) erreicht bzw. überschritten werden.  
 

Aufgrund dieser Feststellungen, würden wir derzeit, wie im Lärmaktionsplan (Entwurf) 
vorgesehen, keine Möglichkeit für eine rechtssichere verkehrsrechtliche Anordnung für eine 
Geschwindigkeitsreduzierung auf der gesamten Hauptverkehrsstraße (ST 2062) sehen. 
Auch die Wirtschaftlichkeit und die schnelle Umsetzung reichen als Begründung hierfür nicht 
aus. Im Einzelfall wäre im Rahmen der Ermessenausübung zu prüfen für welche Bereiche 
über die Richtwerte sind bzw. diese annähernd erreichen und Verkehrsbeschränkungen 
angeordnet werden können.  
 

Insgesamt sehen wir aber auch schon, dass durch eine Reduzierung der Geschwindigkeit 
eine Verbesserung der Lärmbelastung für die betroffenen Anwohnern erreicht wird und 
werden soll. Dies ist aber derzeit aufgrund der gesetzlichen Vorgaben in diesem Fall 
wahrscheinlich leider nur bedingt umsetzbar. 
Beschluss: 
Die Stellungnahme der Straßenverkehrsbehörde im Landratsamt Garmisch-Partenkirchen 
wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen einer erneuten Beteiligung der Unteren 
Straßenverkehrsbehörde wird um Konkretisierung der Stellungnahme gebeten. Es wird 
festgestellt, dass keine rechtssichere verkehrsrechtliche Anordnung für die gesamte 
Hauptverkehrsstraße erteilt werden kann. Allerdings wird nicht darauf eingegangen, welche 
Bereiche unter Berücksichtigung der aktuellen Erhebungen mit einer Reduzierung versehen 
werden können. 
Abstimmung: 12:1 
GRM Kleiner ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Industrie- und Handelskammer München und Oberbayern, Schreiben vom 10.10.2024: 
Von Seiten der gewerblichen Wirtschaft besteht grundsätzlich Einverständnis mit der 
Lärmaktionsplanung der Gemeinde Bad Kohlgrub, da sich die Planung dieses 
standardisierten Gutachtens lediglich auf Maßnahmen für die innerörtliche Hauptstraße 
bezieht. Jedoch dürfen durch die Planung keine Einschränkungen für die im Gemeindegebiet 
ansässigen Gewerbebetriebe entstehen. Wir weisen darauf hin, dass die Erreichbarkeit der 
Gewerbebetriebe gewährleistet bleiben muss und es keinesfalls zu Durchfahrtsverboten für 
den Wirtschaftsverkehr kommen darf, wodurch die Versorgungs- oder 
Anlieferungsfunktionen beeinträchtigt werden könnten. 
Beschluss: 
Die Stellungnahme der IHK München und Oberbayern wird zur Kenntnis genommen. 
Abstimmung: 13:0 
GRM Kleiner ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Energienetze Bayern, Schreiben vom 10.10.2024: 
Die Energienetze Bayern GmbH & Co. KG betreiben in der vom Lärmaktionsplan betroffenen 
Straßen, (Hauptstraße, Murnauer und Saulgruber Straße) überwiegende im Gehwegbereich 
Erdgasmitteldruckleitungen. Sollten Arbeiten an der Asphaltdecke (Lärmmindernde 
Straßenbeläge) vorgenommen werden, bitten wir sie auf unsere Leitung gem. unseren 
Merkblatt „Schutzanweisung für Bauarbeiten" sowie auf mögliche Absperreinrichtung und die 
dazu gehörigen Straßenkappen Rücksicht zu nehmen. Zusätzlich möchten wir erwähnen, 
dass wir keine Überbauungen unserer Gasleitungen z.B. in Form von Schallschutzwänden, 
Baum- oder Strauchbepflanzungen dulden. Ansonsten haben wir gegen die Planung keine 
Einwände. 
 



 

Beschluss: 
Die Stellungnahme der Energienetze Bayern wird zur Kenntnis genommen und im 
Bedarfsfall beachtet. 
Abstimmung: 13:0 
GRM Kleiner ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Handwerkskammer München mit Schreiben vom 11.10.2024: 
Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu o.a. Beteiligungsverfahren der Gemeinde Bad Kohlgrub anlässlich der von 
der Fa. Accon GmbH erarbeiten Lärmaktionsplanung gemäß § 47d BlmSchG für die zentrale 
innerörtliche Achse Murnauer Straße/ Hauptstraße /Saulgruber Straße , also die 
Ortsdurchfahrt der St 2062. 
Die dargestellten Maßnahmen aus dem Lärmaktionsplan sollen der Reduzierung des 
Straßenverkehrslärms entlang der Ortsdurchfahrt dienen. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 
basieren auf einer Begrenzung der Verkehrsgeschwindigkeit auf 30 km/h tags sowie nachts 
sowie der Verwendung eines lärmarmen Fahrbahnbelags auf der Ortsdurchfahrt der St 2062. 
 

Nachdem die Gemeinde bei der letztjährigen Fahrbahnsanierung die Möglichkeit zum Einbau 
eines lärmarmen Fahrbahnbelags übersehen hat, stimmen wir zu, wenn sie zu Nachtzeiten 
(22-6 Uhr), wo dem Ruhebedürfnis der Bevölkerung eine besondere Bedeutung zukommt, 
eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h einführt; zu den Tagstunden jedoch ist eine 
derartige Maßnahme der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h für den 
Wirtschaftsverkehr kontraproduktiv und daher aus unserer Sicht abzulehnen. Vielmehr ist bei 
Lösungsansätzen die Notwendigkeit eines fließenden Wirtschaftsverkehrs zu 
berücksichtigen. Die zügige und möglichst barrierefreie Erreichbarkeit ortsansässiger 
Betriebe muss gewährleistet bleiben. 
Beschluss: 
Die Stellungnahme der Handwerkskammer für München und Oberbayern wird zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde Bad Kohlgrub hat das Staatliche Bauamt bereits im Vorfeld zur 
Fahrbahnsanierung gebeten, einen lärmarmen Fahrbahnbelag einzubauen. Dem Wunsch 
wurde damals vom Straßenbaulastträger nicht entsprochen. 
Eine Geschwindigkeitsreduzierung nur in den Nachtstunden verspricht gemäß der von der 
beauftragten Fa. Accon vorgelegten Erhebungen nicht den gewünschten Erfolg und ist 
deshalb abzulehnen. 
Beschluss: 
Die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern wird zur Kenntnis genommen. 
Abstimmung: 13:0 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat billigt den als Anlage beigefügten Lärmaktionsplan mit Stand vom 
05.07.2024. Die untere Straßenverkehrsbehörde Garmisch-Partenkirchen wird nochmals 
abschließend beteiligt und das Einvernehmen eingeholt. 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 
4. Flst. Nr. 1979/2; Antrag auf Vorbescheid, Neubau eines Stadels zur Lagerung von 
Heu und Landmaschinen 
Sachverhalt: 
Für das Grundstück FlNr. 1979/2 wurde eine Bauvoranfrage zum Neubau eines Stadels zur 
Lagerung von Heu und Landmaschinen vorgelegt. 
 

Der Stadel hat eine Größe von 11,00x7,00m. Nähere Angaben zur Höhe, Dachneigung, 
Dacheindeckung usw. wurden noch nicht getroffen und sind im Rahmen der 
Vorbescheidsprüfung auch nicht erforderlich. 
 
Im Rahmen der Bauvoranfrage stellt der Antragsteller folgende Frage: 
Ist das im Plan dargestellte Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche die überbaut werden soll, bauplanungsrechtlich 
zulässig. 
 
 
 



 

Bauplanungsrechtliche Beurteilung 
Das Grundstück ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Fläche 
dargestellt. Das antragsgegenständliche Vorhaben liegt im planungsrechtlichen 
Außenbereich. Die bauplanungsrechtliche Beurteilung richtet sich insofern nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB. Demnach sind im Außenbereich Vorhaben die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb dienen zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen 
und eine ausreichende Erschließung gesichert ist. Die Privilegierung wird parallel vom Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Verbindung mit dem Landratsamt GAP im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens geprüft. Außerdem prüft das Landratsamt GAP eine 
mögliche Genehmigung nach dem Merkblatt für Stadel im Außenbereich. 
 

Das Vorhaben liegt nicht im Geltungsbereich der Ortsgestaltungssatzung. 
 
Erschließungsrechtliche Beurteilung 
Die Erschließung des Baugrundstückes ist anhand der der Gemeinde vorliegenden 
Unterlagen in allen erforderlichen kommunalen Sparten gesichert bzw. nicht erforderlich.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen zur Bauvoranfrage zum Neubau 
eines Stadels zur Lagerung von Heu und Landmaschinen auf FlNr. 1979/2, sofern eine 
Privilegierung vorliegt bzw. eine Genehmigung nach dem Merkblatt für Stadel im 
Außenbereich möglich ist. 
Die Fragen zum Vorbescheid sind vom Landratsamt im Rahmen der Antragsprüfung zu 
beantworten. 
Abstimmungsergebnis: 13 : 1 
 
 
5. Vollzug der Baugesetze; Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 "An der 
Stickelsgrabenstraße" 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 16.10.2024 beantragt die Eigentümerin des Grundstückes FlNr. 1738/23 
eine Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „An der Stickelsgrabenstraße“.  
 

Gemäß Bebauungsplan ist für die Grundstücke westlich der Stickelsgrabenstraße eine GRZ 
von 0,17 festgesetzt. Für die beiden Parzellen östlich der Stickelsgrabenstraße wurde 
hingegen eine GRZ von 0,15 festgelegt. Die Eigentümerin bittet, die GRZ für diese beiden 
Grundstücke ebenfalls auf 0,17 anzuheben. 
 

Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung in 2001 war der Wunsch des Gremiums, das 
Areal locker zu bebauen. Eine Unterscheidung zwischen dem westlichen und dem östlichen 
Bereich wurde dabei nicht thematisiert. 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt einer Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „An der 
Stickelsgrabenstaße“ hinsichtlich einer Anhebung der GRZ bei den Grundstücken FNr. 1738 
und 1738/23 von 0,15 auf 0,17 zu. Die Verwaltung wird beauftragt, das Änderungsverfahren 
durchzuführen. 
Die Kosten des Verfahrens sind vom Antragsteller zu übernehmen.  
Abstimmungsergebnis: 14 : 0 
 
 
6. Sonstiges 
 
 
7. Worte des Ersten Bürgermeisters zum Jahresende 
 
 


